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1. Allgemeines 

 

Der Entwurf liegt vom 01.10. bis zum 10.11 öffentlich aus und ist im Internet abrufbar. Nach den 

„Hinweisen für die Beurteilung der Zulässigkeit der Errichtung der Windkraftanlagen in RLP“ sollen 

die Regionalpläne Vorranggebiete für die Windenergie ausweisen. 

„Dabei sind Räume mit hoher Windhöffigkeit vorrangig zu sichern“.  Der RROP soll eine bessere 

Steuerung der Windenergie bewirken und die Kommunen in der Flächennutzungsplanung 

unterstützen. Die in den o.a. Hinweisen enthaltenen Forderungen und besonders die vielfachen 

Appelle nach Energie in Bürgerhand werden durch den RROP kaum unterstützt, wie im Folgenden 

erläutert. 

 

 

2. Übersicht über die Planungsergebnisse 

 

Ein Fachbüro hat in vier Planungsschritten potentielle Vorranggebiete erarbeitet. Dazu gab es „harte 

Ausschlusskriterien, wie Abstände zur Bebauung, zu Infrastruktureinrichtungen usw. Weitere 

Kriterien, die z.T. einer Abwägung unterliegen, wie Naturschutzbelange usw. führten u.a. zu 

folgenden Ergebnissen: 

Der RROP hat eine Fläche von rund 640.000 ha = 6.400 km² und damit etwa 1/3 der Landesfläche von 

19.853 km². Er umfasst mit dem Westerwald, Teilen des Taunus, der Eifel und des Hunsrücks auch 

etwa 1/3 der windhöffigen Flächen des Landes. Es sollte nach den Zielen der Landesregierung zum 

Bau von weiteren 1.500 Windrädern also rd. 500 im RROP möglich sein. (Anm.: der BUND fordert 

1.000 weitere Windräder für RLP). Das Land fordert die Ausweisung von 2% der Landesfläche für 

Windenergie. Ohne Abstimmung mit der Flächennutzungsplanung verbleiben 0,9% der Fläche für 

WEAs. 

NACH BERÜCKSICHTIGUNG ALLER WEITEREN BELANGE, INSBESONDERE DES NATURSCHUTZES VERBLEIBEN ALS 

EMPFOHLENE UND BEDINGT EMPFOHLENEN FLÄCHEN FÜR DIE WINDENERGIE NOCH 3.889 HA ODER 0,6%, ALSO 

WENIGER ALS 1/3 VON FORDERUNGEN DER LANDESREGIERUNG  

Es werden 72 Standorte erfasst und beschrieben. Nach Ausschluss der fast nur aus 

Naturschutzgründen nicht  empfohlenen Standorte verbleiben davon 51 Standorte verteilt auf 91 

Teilflächen. Viele davon sind sehr kleine Flächen, auf denen z.T. nur 1-2 WEAs errichtet werden 

können. Nur 13 Flächen dürften für den Bau von mehr als 5 WEA geeignet sein. Von den 72 



aufgeführten Standorten liegen nur 17 nicht im Wald, d.h. mehr als  75% der Standorte liegen im 

Wald. 

 

 

3. Zur Anzahl der möglichen Windräder 

 

Für moderne Windräder wird aus technischen Gründen der 5-fache Rotordurchmesser als Abstand in 

der Hauptwindrichtung vorgegeben, quer dazu der 3-fache. Für den derzeitig üblichen 

Rotordurchmesser von 120 m ergeben sich dann 600 × 360 m = rd. 21  ha / WEA. Das ergäben für die 

o.a. 3.889 ha : 21 = 185  WEA. Durch geschickte Anordnung kann je nach Flächenzuschnitt die Anzahl 

etwas höher liegen, so dass mit ca. 240 WEA gerechnet werden kann. 

ABER: AUF DEN 0,6 % O.A. TEILFLÄCHEN BEFINDEN SICH SCHON CA. 100 WEA , SO DASS NUR FÜR ETWA 140 

WEA NEUE FLÄCHEN ZUR VERFÜGUNG STEHEN.  NACH GROBER ERMITTLUNG BEFINDEN SICH DAVON 56 IN 

EMPFOHLENEN FLÄCHEN UND 84 IN BEDINGT EMPFOHLENEN. DA VON DEN 72 UNTERSUCHTEN FLÄCHEN NUR 2 

KEINE HINWEISE ODER EINSCHRÄNKUNGEN BEDINGT DURCH NATURSCHUTZBELANGE HABEN, WIRD ES AUF DEN 

BEDINGT EMPFOHLENEN FLÄCHEN IN WEITEREN PLANUNGSSCHRITTEN ZU REDUZIERUNGEN KOMMEN. HINZU 

KOMMT, DASS 37 STANDORTE NUR DIE WINDKLASSE 1-2 HABEN. DORT LASSEN SICH, WIE IN ABS.4 DARGELEGT 

KEINE WEA WIRTSCHAFTLICH BETREIBEN, SO DASS DORT NUR ABSCHREIBUNGSPROJEKTE ERRICHTET WERDEN 

KÖNNEN. WENN ALSO LT. RROP NUR NOCH CA. 100 -150 WEA AUF 1/3 DER LANDESFLÄCHE MÖGLICH SIND, 

UND ES 500 WEA SEIN SOLLTEN, WIE SIND DA DIE KLIMASCHUTZZIELE REALISIERBAR? 

 

 

4. Zur Energie in Bürgerhand 

 

Auf der Basis von 20 Jahren Erfahrung im Betrieb von 5 WEA in einer Bürgerenergiegenossenschaft 

ist festzustellen: WEA sind nach den Einschränkungen durch das neue EEG und durch die vom 

Klimawandel verursachte geringere Durchschnittswindgeschwindigkeit nur auf Flächen mit mehr als 

6,2m/s in 100 m Höhe (lt. Windkarte) verantwortbar. Selbst auf einer solchen Fläche im Westerwald 

haben wir in den letzten Jahren trotz sparsamstem Wirtschaften Verluste mit einer 2 MW WEA 

eingefahren. 

Die Energie in Bürgerhand ist nicht nur das Ziel der Landesregierung sondern wird auch von den 

Naturschutzverbänden lautstark gefordert. 

MIT DEN VORGABEN DIESES RROP WIRD ENERGIE IN BÜRGERHAND UNMÖGLICH! 

Dazu einige technische Fakten: Der RROP untersucht 3 Windklassen. Das hat folgendes Ergebnis: 

Windkl.1  < 5,8 m/s in 100m, Jahresertrag einer 3MW WEA rd. 7,0 Mio. KWh  

Windkl.2   5,8-6 m/s in 100m, Jahresertrag einer 3 MW WEA rd. 7,6 Mio. KWh 



Windkl.3   >6m/s    in 100m  Jahresertrag  einer3 MW WEA rd. 8,5  Mio. KWh  

Der Hintergrund ist die Tatsache, dass die Leistung einer WEA in der 3. Potenz von der 

Windgeschwindigkeit abhängt. Es kommt bei der Installation auf Flächen der Windklassse 1 hinzu, 

dass man etwa 25% mehr WEA braucht als bei Windklasse 3  und damit Natur und Landschaft 

zusätzlich belastet. 

FÜR BÜRGERWINDPARKS BEDENKENLOS GEEIGNET, DA NUR WINDKLASSE 3, SIND 2 TEILFLÄCHEN BEI DIEZ UND 

KATZENELNBOGEN FÜR ZUSAMMEN ETWA 3 WEA. EINE WEITERE BEI BOPPARD WIRD WEGEN ROTMILAN NICHT 

EMPFOHLEN. 2 WEITERE FLÄCHEN BEI EMMELSHAUSEN UND KASTELLAUN SIND SCHON BELEGT. ES GIBT ZWAR 

VIELE STANDORTE MIT WINDKLASSE 1-3, ABER AUS ERFAHRUNG WISSEN WIR, DASS DORT NUR WENIGE  WEA 

AUF DEN KUPPEN WIRTSCHAFTLICH SIND. 

 

 

5. Zum Natur- und Artenschutz 

 

Wie in Abs. 2 und 3 beschrieben sind nach den Vorgaben des RROP mit 0,6 % weniger als 1/3 der 

geforderten Fläche von 2% und auch nur etwa 1/3 der angestrebten WEA realisierbar. Nur auf einer 

einzigen Teilfläche bei Hahnstätten, die mit 14,36 ha den Bau einer WEA erlaubt gibt es im RROP 

keine Hinweise oder Beschränkungen durch Naturschutzbelange. Diese Belange sind oft Milan und 

Schwarzstorch, aber auch FFH Lebensraumtypen, Fledermäuse, Uhu, Waldkauz , Wildkatze, Natura 

2000 angrenzend , Studie Welterbe , Vogelzugkorridor, usw. 

MIT DEM RROP LIEGT JETZT DER NACHWEIS VOR, DASS DIE ZIELE DES KLIMASCHUTZES OHNE EINGRIFFE IN DEN 

NATUR- UND ARTENSCHUTZ NICHT REALISIERBAR SIND! 

Die Lösung des Problems steht im " Naturschutzfachlichen Rahmen zum Ausbau der Windenergie in 

RLP" auf Seite 26: 

DIE ERRICHTUNG VON WEA LIEGEN IM ÖFFENTLICHE INTERESSE GEMÄß § 45 ABS7 SATZ 1.NR 5 BNATSCHG, 

DA DEM AUFBAU DER EINER NACHHALTIGEN ENERGIEVERSORGUNG INSBESONDERE DURCH ZUNEHMENDE 

NUTZUNG ERNEUERBARER ENERGIEN BESONDERE BEDEUTUNG ZUKOMMT (§ 1 ABS. 3 NR 4.2 ALT 

BNATSCHG). 

DAS ÖFFENTLICHE INTERESSE AN DER ERRICHTUNG VON WEA ÜBERWIEGT DIE BELANGE DES ARTENSCHUTZES, 

WENN DIE ZU ERWARTENDE BEEINTRÄCHTIGUNG AUCH LANGFRISTIG KEINEN RELEVANTEN EINFLUSS AUF DEN 

ERHALTUNGSZUSTAND DER POPULATION DER BETROFFENEN ART HABEN UND KEINE ZUMUTBARE 

ALTERNATIVEN ( Z.B. VERFÜGBARE GÜNSTIGERER STANDORT) GEGEBEN SIND (§ 45 ABS.7 SATZ 2 BNATSCHG). 

Wenn in den Natur- und Artenschutz eingegriffen werden muss, sollten aus den o.a. Gründen dann 

die windhöffigsten Flächen ausgewählt werden. Das sind windhöffige Flächen z.B. auf den Höhen des 

Westerwaldes. So ist es unverständlich,  dass die windreichen VG Daaden und Hachenburg keinen 

Standort haben, dass in Rennerod nur ein Standort für 2 WEA in Windklasse 2-3 gefunden werden 

kann und auf den Marienberger Höhen  nur 4 WEA gebaut werden können. 



DA DER RROP KEINE AUSSCHLUSSFLÄCHEN FESTLEGT BESTEHT THEORETISCH DIE MÖGLICHKEIT, DASS DIE VG IN 

DER FLÄCHENNUTZUNGSPLANUNG WEITERE FLÄCHEN FINDEN. WEIL ABER DER RROP SCHON DIE 

NATURSCHUTZBELANGE WEITGEHEND GEPRÜFT HAT, SIND DIE CHANCEN SEHR GERING, DASS DIE FÜR DIE 

KLIAMAZIELE NOTWENDIGEN FLÄCHEN GEFUNDEN WERDEN. DIE PLANUNGSEBENEN DES LANDES UND DER 

RROP SOLLTEN SICH AUCH NICHT AUF DIESE POSITION ZURÜCKZIEHEN. SIE SIND GEFORDERT DEN VG DEN WEG 

FÜR DIE AUSWEISUNG AUSREICHENDER FLÄCHEN ZU EBENEN DURCH DIE VORGABE DER GEWÜNSCHTEN 2% 

LANDESFLÄCHE IN WINDHÖFFIGEN GEBIETEN.  ES SOLLTE NICHT VERGESSEN WERDEN, DASS 98 % DER 

LANDESFLÄCHE WINDKRAFTFREI BLEIBEN, SO DASS WIE OBEN BESCHRIEBEN NACH DEM 

NATURSCHUTZFACHLICHEN RAHMEN VERFAHREN WERDEN KANN.  

DIE ENERGIE IN BÜRGERHAND IST ÜBERHAUPT NICHT ZU ERREICHEN, WENN NICHT WEA AUF WINDREICHEN 

STANDORTEN IM REGELFALL VORRANG VOR DEM NATURSCHUTZ ERHALTEN. BEI EINZELPLANUNGEN AUßERHALB 

DER VORRANGGEBIETE FALLEN FÜR DIE NATURSCHUTZFACHLICHEN UNTERSUCHUNGEN FÜR NUR 2 WEA-

STANDORTE JETZT SCHON ÜBER 100 000€ AN. DAS RISIKO KANN MAN NICHT ÜBERNEHMEN. 

 

 

6. Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

 

Bei der Realisierung von mehreren Windkraftprojekten und anderen Baumaßnahmen mit Eingriff in 

den Naturhaushalt wurden in der Vergangenheit viele Maßnahmen als Ausgleich und Ersatz 

realisiert, die immer eine Verbesserung des Naturhaushaltes bewirkt haben. Es gibt auch in Zukunft 

eine Fülle von Maßnahmen die dafür dienen könnten. 

EINGRIFFE IN DEN NATURHAUSHALT KANN MAN (FAST) IMMER AUSGLEICHEN, UNWIRTSCHAFTLICHKEIT NICHT, 

ES WIRD NICHT GEBAUT! DAS GILT BESONDERS FÜR ENERGIE IN BÜRGERHAND. 

 

 

7. Bitte an die Landesregierung und die Naturschutzverbände 

 

Die Landesregierung kann den Verbänden jetzt glaubwürdig darstellen, dass ohne Eingriffe in den 

Naturhaushalt die von allen geforderten Klimaziele nicht erreichbar sind. 

Es kann dann mit den Verbänden abgeklärt werden, wo WEA absolut nicht gebaut werden können, 

weil kein Ausgleich- oder Ersatz möglich ist. Die Wünsche der VG  auf windhöffigen Flächen müssen 

besser berücksichtigt und unterstützt werden. Die Naturschutzverbände müssen endlich mit der 

Landesregierung konstruktiv zusammenarbeiten. Man fühlt sich als Mitglied eines Verbandes 

betrogen, wenn man Samstags für die Rettung der Energiewende demonstriert und Montags 

maßgebende Funktionäre des Verbandes gut geeignete Standorte ablehnen und gegen Bürgerwind 

arbeiten. Dazu gehört auch die Unterstützung von Windkraftgegnern, die versuchen mit 

Naturschutzargumenten Windräder im eigenen Sichtfeld zu verhindern. 



DIESER RROP WIRD SO NICHT ZUM KLIMASCHUTZ UND ZUR ENERGIEWENDE BEITRAGEN UND DIESE SOLLTEN 

NICHT AM NATUR- UND ARTENSCHUTZ SCHEITERN. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Für den Inhalt: Karl-Heinz Groß, BUND-Mitglied und Geschäftsführer einer Bürgerenergiegesellschaft 


